
Einleitung
Mit dieser Ausgabe unseres „IFRS fokus-
siert“ möchten wir Ihnen einen Überblick 
über die neuen bzw. geänderten Stan-
dards und Interpretationen in den Interna-
tional Financial Reporting Standards (IFRS) 
geben, die erstmals für am 31. Dezember 
2017 endende Geschäftsjahre anzuwen-
den sind.

Daneben werden die Standards und Inter-
pretationen im Überblick dargestellt, für 
die eine freiwillige vorzeitige Anwendung 
grundsätzlich gestattet ist. Dabei haben 
wir den 31. Dezember 2017 als Redakti-

onsschluss zugrunde gelegt. Die poten-
ziellen Auswirkungen neuer bzw. geän-
derter Standards, die der IASB nach dem 
31. Dezember 2017, aber vor dem Datum 
der Veröffentlichung des Jahresabschlus-
ses herausgibt, sind daher ebenfalls zu 
berücksichtigen und im Anhang darzustel-
len. Außerdem ist zu beachten, dass nicht 
alle neuen oder geänderten Standards 
oder Interpretationen zum Redaktions-
schluss das Endorsement-Verfahren der 
EU erfolgreich durchlaufen haben.

Für einen umfangreicheren Einblick sowie 
für die Praxis relevante Einschätzungen 

und Hinweise zu diesen Standards und 
Interpretationen möchten wir auf die 
bereits veröffentlichten Ausgaben von 
„IFRS fokussiert“ sowie die englischspra-
chigen Ausgaben von „IFRS in Focus“ 
hinweisen. Diese sind kostenfrei verfügbar 
auf www.iasplus.de. Unbenommen dessen 
sollten Unternehmen die neuen Standards 
und Interpretationen vor dem Hintergrund 
ihrer individuellen Situation genau ana-
lysieren, um deren Auswirkungen auf die 
Rechnungslegung im Einzelfall einschätzen 
zu können.

Bilanz für das Jahr 2017
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Neue bzw. geänderte Standards und Interpretationen
In den nachfolgenden Tabellen werden die neuen und geänderten Standards 
und Interpretationen dargestellt, die Stand 31. Dezember 2017 veröffentlicht und 
entweder bereits in Kraft getreten sind oder für die eine vorzeitige Anwendung für am 
31. Dezember 2017 endende Geschäftsjahre grundsätzlich möglich ist. Sämtliche in der 
Tabelle genannten Newsletter sind auf www.iasplus.de verfügbar.

Verpflichtend anzuwenden zum 31. Dezember 2017

Neue bzw. geänderte Standards und 
Interpretationen

Verpflichtend 
anzuwenden für 
Geschäftsjahre, 
die am oder nach 
dem genannten 
Datum beginnen

Anwendung Status des EU-
Endorsement 
(Stand: 
31.12.2017)

Deloitte-Newsletter

Änderungen an IAS 12 Ansatz latenter Steu-
eransprüche für unrealisierte Verluste

1.1.2017 Retrospektiv Übernahme 
erfolgt

IFRS fokussiert 
Nr. 3 Januar 2016

IFRS in Focus 
January 2016

Änderungen an IAS 7: „Angabeninitiative“ 1.1.2017 Prospektiv Übernahme 
erfolgt

IFRS fokussiert 
Nr. 2 Februar 2016

IFRS in Focus 
February 2016

Jährliche Verbesserungen an den IFRS – 
Zyklus 2014–2016

1.1.2017 Retrospektiv Übernahme 
noch nicht 
erfolgt

IFRS fokussiert 
Nr. 14 Dezember 2016

IFRS in Focus 
December 2016

http://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/2016/ifrs-fokussiert-iasb-veroffentlicht-anderungen-an-ias-12-ertragsteuern
http://www.iasplus.com/de/publications/global/ifrs-in-focus/2016/ias-12-amendments
http://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/2016/ifrs-fokussiert-iasb-veroeffentlicht-aenderungen-an-ias-7-kapitalflussrechnungen
http://www.iasplus.com/de/publications/global/ifrs-in-focus/2016/ias-7-amendments
http://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/2016/aip
http://www.iasplus.com/en/publications/global/ifrs-in-focus/2016/interpretation-amendments
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Änderungen an bestehenden Standards
Änderungen an IAS 12: Ansatz latenter Steueransprüche für unrealisierte 
Verluste
Zeitpunkt der verpflichtenden erstmaligen Anwendung: 1. Januar 2017 
EU-Endorsement-Status: Übernahme erfolgt
Die Änderungen an IAS 12 Ertragsteuern sollen die Bilanzierung latenter Steueransprü-
che aus unrealisierten Verlusten bei zum beizulegenden Zeitwert bilanzierten Vermö-
genswerten klarstellen, da diese in der Praxis bisher unterschiedlich gehandhabt wird.

Die Klarstellungen sehen wie folgt aus:

•• Nicht realisierte Verluste bei zum beizulegenden Zeitwert bilanzierten Vermögenswer-
ten (z.B. festverzinslichen Schuldinstrumenten), deren steuerlicher Wert den Anschaf-
fungskosten entspricht, führen zu abzugsfähigen temporären Differenzen.

•• Wenn das jeweils geltende Steuerrecht die Verrechnung steuerlicher Verluste ein-
schränkt, so hat die Beurteilung, ob latente Steueransprüche für abzugsfähige tem-
poräre Differenzen anzusetzen sind, getrennt für die abzugsfähigen temporären Diffe-
renzen der jeweils gleichen Art zu erfolgen.

•• Bei der Schätzung, ob zukünftig zu versteuernde Gewinne zur Verfügung stehen 
werden, kann zum einen unter bestimmten Voraussetzungen angenommen werden, 
dass eine Realisierung eines Vermögenswerts über seinen Buchwert hinaus möglich 
ist, und sind zum anderen Steuerabzüge aus der Umkehrung abzugsfähiger temporä-
rer Differenzen herauszurechnen.

Die Änderungen an IAS 12 sind erstmals für Geschäftsjahre, die am oder nach dem 
1. Januar 2017 beginnen, anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Die Ände-
rungen sind in Einklang mit IAS 8  Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, Ände-
rungen von Schätzungen und Fehler rückwirkend anzuwenden. Als Übergangserleich-
terung ist es jedoch gestattet, bei der erstmaligen Anwendung die Veränderungen im 
Eigenkapital der Eröffnungsbilanz der frühesten dargestellten Vergleichsperiode vollstän-
dig in der Gewinnrücklage zu erfassen.

Änderungen an IAS 7: „Angabeninitiative“
Zeitpunkt der verpflichtenden erstmaligen Anwendung: 1. Januar 2017 
EU-Endorsement-Status: Übernahme erfolgt
Mit den Änderungen an IAS 7 Kapitalflussrechnungen wurde das zweite kurzfristige 
Teilprojekt der Angabeninitiative des IASB abgeschlossen. Zielsetzung ist die Verbesse-
rung der den Abschlussadressaten vermittelten Informationen im Hinblick auf die Finan-
zierungstätigkeiten eines Unternehmens.

Im Fokus der Angabepflichten stehen Schulden, die aktuell oder künftig Zahlungsmitte-
labflüsse generieren, die im Sinne von IAS 7 der Finanzierungstätigkeit eines Unterneh-
mens zuzuordnen sind.

Als eine Möglichkeit, diese Angabepflichten zu erfüllen, sieht der Standard eine Überlei-
tungsrechnung zwischen Eröffnungs- und Schlussbilanzwerten für diese Schulden aus 
Finanzierungstätigkeit vor. Ein entsprechendes erläuterndes Beispiel wurde dazu in den 
Standard aufgenommen.
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Die Änderungen an IAS 7 sind erstmals für Geschäftsjahre, die am oder nach dem 
1. Januar 2017 beginnen, anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Die Ände-
rungen sind prospektiv anzuwenden, d.h., ein Unternehmen ist nicht verpflichtet, Ver-
gleichsinformationen für frühere Geschäftsjahre anzugeben.

Jährliche Verbesserungen an den IFRS – Zyklus 2014–2016
Zeitpunkt der verpflichtenden erstmaligen Anwendung: 1. Januar 2017 bzw. 
1. Januar 2018 
EU-Endorsement-Status: Übernahme noch nicht erfolgt
Die jährlichen Verbesserungen enthalten Änderungen an insgesamt drei Standards. Die 
nachfolgende Übersicht stellt die Änderungen mit Erstanwendungszeitpunkt 1. Januar 
2017 dar.

Standard Inhalt der Änderung Einzelheiten

IFRS 12 Angaben zu 
Anteilen an anderen 
Unternehmen

Verhältnis der Angabevor-
schriften in IFRS 12 und 
IFRS 5

Klarstellung des Anwendungsbereichs des Standards durch Präzisierung, dass 
die Angabevorschriften in IFRS 12 auch für Beteiligungen gelten, die in den 
Anwendungsbereich von IFRS 5 Zur Veräußerung gehaltene langfristige 
Vermögenswerte und aufgegebene Geschäftsbereiche fallen. Davon aus-
genommen sind lediglich die in den Textziffern B10–B16 des IFRS 12 genannten 
Angaben.

Die Änderungen sind retrospektiv unter Berücksichtigung von IAS 8 auf 
Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2017 beginnen.
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Freiwillige vorzeitige Anwendung möglich zum 31. Dezember 2017 (vorbehaltlich 
EU-Endorsement)
Die nachfolgend aufgeführten neuen und geänderten Standards und Interpretationen 
sind für am 31. Dezember 2017 endende Geschäftsjahre noch nicht verpflichtend anzu-
wenden. Eine freiwillige vorzeitige Anwendung ist jedoch grundsätzlich zulässig. Dabei 
ist für deutsche Unternehmen zu beachten, dass die freiwillige vorzeitige Anwendung 
das EU-Endorsement der entsprechenden Standards oder Interpretationen voraussetzt, 
sofern diese ihre Abschlüsse nach der IAS-Verordnung aufstellen.

Gemäß IAS 8 müssen Unternehmen die möglichen Auswirkungen neuer und geänderter 
Standards, die veröffentlicht wurden, aber noch nicht in Kraft getreten sind, beurteilen 
und dies entsprechend im Anhang angeben.

Die nachfolgende Liste basiert auf dem Geschäftsjahresende am 31. Dezember 2017. 
Die potenziellen Auswirkungen neuer bzw. geänderter Standards, die der IASB nach dem 
31. Dezember 2017, aber vor dem Zeitpunkt der Veröffentlichung des Abschlusses her-
ausgibt, sind daher ebenfalls zu berücksichtigen und zu erläutern.

Neue Standards Verpflichtend 
anzuwenden für 
Geschäftsjahre, 
die am oder nach 
dem genannten 
Datum beginnen

Anwendung Status des EU-
Endorsement 
(Stand: 
31.12.2017)

Deloitte-Newsletter

IFRS 9 Finanzinstrumente (2014) 1.1.2018 Retrospektiv, 
mit besonderen 
Übergangs
vorschriften

Übernahme 
erfolgt

IFRS fokussiert 
Juli 2014

IFRS in Focus 
July 2014

IFRS 15 Erlöse aus Verträgen mit Kunden 1.1.2018 
(ursprünglich 
1.1.2017 – zur 
Begründung s.u.)

Retrospektiv, 
mit besonderen 
Übergangs
vorschriften

Übernahme 
erfolgt

IFRS fokussiert 
Juni 2014

IFRS in Focus 
May 2014

IFRS fokussiert 
September 2015

IFRS in Focus 
September 2015

IFRS 16 Leasingverhältnisse 1.1.2019 Retrospektiv, 
mit besonderen 
Übergangs
vorschriften

Übernahme 
erfolgt

IFRS fokussiert 
Januar 2016

IFRS in Focus 
January 2016

IFRS 17 Versicherungsverträge 1.1.2021 Retrospektiv, 
mit besonderen 
Übergangs
vorschriften

Übernahme 
noch nicht 
erfolgt

IFRS fokussiert 
Nr. 6 Juni 2017

IFRS in Focus 
May 2017

http://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/ifrs-9
http://www.iasplus.com/de/publications/global/ifrs-in-focus/2014/ifrs9
http://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/ifrs-15
http://www.iasplus.com/de/publications/global/ifrs-in-focus/2014/ifrs-15
http://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/ifrs-15-deferral
http://www.iasplus.com/de/publications/global/ifrs-in-focus/2015/ifrs-15-deferral
http://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/2016/ifrs-16
http://www.iasplus.com/de/publications/global/ifrs-in-focus/2016/ifrs-16
https://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/2017/ifrs-17
https://www.iasplus.com/de/publications/global/ifrs-in-focus/2017/ifrs-17
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Änderungen an bestehenden Standards Verpflichtend 
anzuwenden für 
Geschäftsjahre, 
die am oder nach 
dem genannten 
Datum beginnen

Anwendung Status des EU-
Endorsement 
(Stand: 
31.12.2017)

Deloitte-Newsletter

Änderungen an IFRS 10 und IAS 28 Veräuße-
rung oder Einbringung von Vermögenswer-
ten zwischen einem Investor und einem 
assoziierten Unternehmen oder Joint 
Venture

Auf unbestimmte 
Zeit verschoben 
(zur Begründung 
s.u.)

Prospektiv Übernahme 
noch nicht 
erfolgt

IFRS in Focus 
September 2014

IFRS in Focus 
December 2015

Klarstellungen an IFRS 15 Erlöse aus Verträ-
gen mit Kunden

1.1.2018 Retrospektiv Übernahme 
erfolgt

IFRS fokussiert 
April 2016

IFRS in Focus 
April 2016

Änderungen an IFRS 2 Klassifizierung und 
Bewertung von Geschäftsvorfällen mit 
anteilsbasierter Vergütung

1.1.2018 Retrospektiv, 
mit besonderen 
Übergangsvor-
schriften

Übernahme 
noch nicht 
erfolgt

IFRS fokussiert 
Nr. 7 Juni 2016

IFRS in Focus 
June 2016

Änderungen an IFRS 4 Anwendung von 
IFRS 9 „Finanzinstrumente“ gemeinsam mit 
IFRS 4 „Versicherungsverträge“

1.1.2018 Prospektiv Übernahme 
erfolgt

IFRS fokussiert 
Nr. 10 September 2016

IFRS in Focus 
September 2016

Jährliche Verbesserungen an den IFRS – 
Zyklus 2014–2016

1.1.2017 bzw. 
1.1.2018

Retrospektiv Übernahme 
noch nicht 
erfolgt

IFRS fokussiert 
Nr. 14 Dezember 2016

IFRS in Focus 
December 2016

Änderungen an IAS 40 Übertragungen von 
als Finanzinvestitionen gehaltenen Immo-
bilien

1.1.2018 Wahlweise 
retrospektiv oder 
prospektiv

Übernahme 
noch nicht 
erfolgt

IFRS fokussiert 
Nr. 15 Dezember 2016

IFRS in Focus 
December 2016

Änderungen an IAS 28 Langfristige Anteile 
an assoziierten Unternehmen und Gemein-
schaftsunternehmen

1.1.2019 Wahlweise 
retrospektiv oder 
prospektiv

Übernahme 
noch nicht 
erfolgt

IFRS fokussiert 
Nr. 14 Oktober 2017

IFRS in Focus 
October 2017

Änderungen an IFRS 9 Kündigungsvereinba-
rungen mit negativer Ausgleichsleistung

1.1.2019 Retrospektiv Übernahme 
noch nicht 
erfolgt

IFRS fokussiert 
Nr. 13 Oktober 2017

IFRS in Focus 
October 2017

Jährliche Verbesserungen an den IFRS – 
Zyklus 2015–2017

1.1.2019 Prospektiv Übernahme 
noch nicht 
erfolgt

IFRS fokussiert 
Nr. 17 Dezember 2017

http://www.iasplus.com/de/publications/global/ifrs-in-focus/2014/ifrs-10-ias-28
http://www.iasplus.com/de/publications/global/ifrs-in-focus/2015/ifrs-10-ias-28
http://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/2016/ifrs-15-clarifications
http://www.iasplus.com/de/publications/global/ifrs-in-focus/2016/ifrs-15-clarifications
https://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/2016/ifrs-2
http://www.iasplus.com/de/publications/global/ifrs-in-focus/2016/ifrs-2
https://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/2016/ifrs-9-ifrs-4
https://www.iasplus.com/de/publications/global/ifrs-in-focus/2016/ifrs-4-amendments
http://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/2016/aip
http://www.iasplus.com/en/publications/global/ifrs-in-focus/2016/interpretation-amendments
http://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/2016/ias-40
http://www.iasplus.com/en/publications/global/ifrs-in-focus/2016/interpretation-amendments
https://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/2017/ias-28
https://www.iasplus.com/de/publications/global/ifrs-in-focus/2017/amendments-to-ias-28
https://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/2017/ifrs-9
https://www.iasplus.com/de/publications/global/ifrs-in-focus/2017/amendments-to-ifrs-9
https://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/2017/aip
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Neue Standards
IFRS 9 Finanzinstrumente (2014)
Zeitpunkt der verpflichtenden erstmaligen Anwendung: 1. Januar 2018 
EU-Endorsement-Status: Übernahme erfolgt
Mit der Veröffentlichung von IFRS 9 (2014) ist die Überarbeitung der Vorschriften zur 
Bilanzierung von Finanzinstrumenten nunmehr abgeschlossen. In diese endgültige 
Fassung wurden die zuvor noch fehlenden bzw. zu überarbeitenden Kapitel zur Klassi-
fizierung und Bewertung finanzieller Vermögenswerte und zu Wertminderungen einge-
fügt. Daneben enthält der Standard die bereits 2013 veröffentlichten Vorschriften zur 
Abbildung von Sicherungsbeziehungen.

Gegenüber dem bisherigen Standard IAS 39 Finanzinstrumente: Ansatz und Bewer-
tung sind die Anforderungen von IFRS 9 zum Anwendungsbereich und zur Ein- und 
Ausbuchung von Finanzinstrumenten weitestgehend unverändert.

Die Klassifizierung eines finanziellen Vermögenswerts für Zwecke der Folgebewertung 
hängt ab von seinen Eigenschaften im Hinblick auf die vertraglichen Zahlungsströme 
(sog. Zahlungsstrombedingung) und von der Art des Geschäftsmodells, in dem er 
gehalten wird (sog. Geschäftsmodellbedingung). Die Zahlungsstrombedingung besagt, 
dass die vertraglichen Zahlungsströme zu festgelegten Zeitpunkten lediglich auf der 
Rückzahlung des Nominalbetrags sowie einer Verzinsung des noch ausstehenden 
Nominalbetrags beruhen dürfen. Hinsichtlich der Geschäftsmodellbedingung kommt es 
darauf an, wie die Erzielung von Zahlungsströmen betrieben wird. Dies kann entweder 
vorwiegend durch Vereinnahmung der vertraglichen Zahlungsströme oder durch Verkauf 
der finanziellen Vermögenswerte oder durch eine Kombination aus beidem erreicht 
werden.

Neue Interpretationen Verpflichtend 
anzuwenden für 
Geschäftsjahre, 
die am oder nach 
dem genannten 
Datum beginnen

Anwendung Status des EU-
Endorsement 
(Stand: 
31.12.2017)

Deloitte-Newsletter

IFRIC 22 Fremdwährungstransaktionen und 
Vorauszahlungen

1.1.2018 Wahlweise 
retrospektiv oder 
prospektiv

Übernahme 
noch nicht 
erfolgt

IFRS fokussiert 
Nr. 16 Dezember 2016

IFRS in Focus 
December 2016

IFRIC 23 Unsicherheiten bei der ertragsteu-
erlichen Behandlung

1.1.2019 Retrospektiv, 
mit besonderen 
Übergangsvor-
schriften

Übernahme 
noch nicht 
erfolgt

IFRS fokussiert 
Nr. 8 Juni 2017

IFRS in Focus 
June 2017

http://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/2016/ifric-22
http://www.iasplus.com/en/publications/global/ifrs-in-focus/2016/interpretation-amendments
https://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/2017/ifrs-fokussiert-interpretation-ifric-23
https://www.iasplus.com/de/publications/global/ifrs-in-focus/2017/ifric-23


IFRS fokussiert

8

In Abhängigkeit von der Ausprägung dieser Bedingungen ergibt sich die folgende Bewer-
tung:

•• Zu fortgeführten Anschaffungskosten unter Anwendung der Effektivzinsmethode 
(AC-Kategorie)

•• Zum Fair Value, wobei Änderungen im sonstigen Ergebnis erfasst werden (FVTOCI- 
Kategorie)

•• Zum Fair Value, wobei Änderungen ertrags- oder aufwandswirksam erfasst werden 
(FVTPL-Kategorie)

Der Standard räumt weiterhin ein Wahlrecht ein, Finanzinstrumente erfolgswirksam 
zum beizulegenden Zeitwert zu bewerten (sog. Fair-Value-Option), sofern bestimmte 
Voraussetzungen gegeben sind. Daneben kann für Eigenkapitalinstrumente, die nicht 
zu Handelszwecken gehalten werden, unwiderruflich instrumentenbezogen das Wahl-
recht ausgeübt werden, Gewinne und Verluste erfolgsneutral im sonstigen Ergebnis zu 
erfassen (FVTOCI-Option). Eine spätere Umgliederung in die GuV ist dabei nicht vorge-
sehen (kein „Recycling“). Eine Ausnahme stellen dabei jedoch Dividendenerträge dar, die 
weiterhin erfolgswirksam zu erfassen sind, sofern sie keine Kapitalrückführung darstel-
len.

Die nachfolgende Abbildung zeigt die Klassifizierung finanzieller Vermögenswerte im 
Überblick.

Vertragliche Zahlungsströme
Zinsen und Tilgung auf den ausstehenden Nominalbetrag

Geschäftsmodell
Vereinnahmung
der vertraglichen

Zahlungen

Geschäftsmodell
Vereinnahmung
der vertraglichen

Zahlungen & Verkauf

FVTOCI-Option
für nicht zu

Handelszwecken
gehaltene EK-
Instrumente

FVTOCI-
Option

FVTPL-
Kategorie

FVTOCI-
Kategorie

FV-Option

AC-
Kategorie

Abb. 1 – Klassifizierung finanzieller Vermögenswerte im Überblick
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Für finanzielle Verbindlichkeiten wurden die bestehenden Vorschriften weitgehend in 
IFRS 9 übernommen. Ein bedeutender Unterschied gegenüber IAS 39 ergibt sich für den 
Ausweis von Änderungen des beizulegenden Zeitwerts, die auf das Ausfallrisiko einer 
finanziellen Verbindlichkeit, auf welche die Fair-Value-Option ausgeübt wurde, zurückfüh-
ren sind. Für Finanzpassiva in der Fair-Value-Option sehen die Regelungen in IFRS 9 vor, 
dass Beträge im sonstigen Ergebnis erfasst werden, die auf die Änderung des Ausfallri-
sikos der finanziellen Verbindlichkeit zurückzuführen sind. Dies gilt nur dann nicht, wenn 
die Erfassung derartiger Beträge zu einer Bilanzierungsinkongruenz führen oder eine 
solche vergrößern würde. In diesem Falle ist die vollständige Änderung des beizulegen-
den Zeitwerts erfolgswirksam zu erfassen. Für im sonstigen Ergebnis erfasste Änderun-
gen aus dem eigenen Ausfallrisiko sieht der Standard kein Recycling vor, jedoch ist eine 
Umgliederung innerhalb des Eigenkapitals möglich.

Das neue Wertminderungsmodell unter IFRS 9 ist auf finanzielle Vermögenswerte der 
AC-Kategorie sowie der FVTOCI-Kategorie anzuwenden. Zudem wurde erstmals die Ver-
lusterfassung für Kreditzusagen und Finanzgarantien in das Modell integriert. Darüber 
hinaus fallen Leasingforderungen gemäß IAS 17 Leasingverhältnisse (zukünftig: IFRS 16 
Leasingverhältnisse) sowie aktive Vertragsposten gemäß IFRS 15 Erlöse aus Verträgen 
mit Kunden unter die neuen Wertminderungsvorschriften.

Das neue Wertminderungsmodell verlagert den Fokus auf eine tendenziell frühere 
Risikovorsorge. IFRS 9 sieht drei Stufen vor, welche die Höhe der zu erfassenden Verluste 
und die Zinsvereinnahmung künftig bestimmen. Danach sind bereits bei Zugang erwar-
tete Verluste in Höhe des Barwerts eines erwarteten 12-Monats-Verlusts zu erfassen 
(Stufe 1). Liegt eine signifikante Erhöhung des Ausfallrisikos vor, ist die Risikovorsorge 
bis zur Höhe der erwarteten Verluste der gesamten Restlaufzeit aufzustocken (Stufe 2). 
Mit Eintritt eines objektiven Hinweises auf Wertminderung hat zudem die Zinsverein-
nahmung auf Grundlage des Nettobuchwerts (Buchwert abzüglich Risikovorsorge) zu 
erfolgen (Stufe 3).

Ausnahmen vom allgemeinen Wertminderungsmodell bestehen für Forderungen aus 
Lieferungen und Leistungen, Forderungen aus Leasingverhältnissen sowie für aktive 
Vertragsposten gemäß IFRS 15. Für diese ist das vereinfachte Wertminderungsmodell 
entweder wahlweise oder verpflichtend anzuwenden. Nach dem vereinfachten Wert-
minderungsmodell ist für alle Instrumente unabhängig von ihrer Kreditqualität eine 
Risikovorsorge in Höhe der erwarteten Verluste über die Restlaufzeit zu erfassen. Dies 
bedeutet, dass eine pauschale Zuordnung zu Stufe 2 bei Zugang und ein Transfer in Stufe 
3 erfolgen, soweit objektive Hinweise auf eine Wertminderung vorliegen. Eine Zuordnung 
zu Stufe 1 ist untersagt.

Überarbeitete Vorschriften für die Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen wurden 
bereits im November 2013 in den IFRS 9 eingefügt. Diese bieten mehr Möglichkeiten für 
die Anwendung der Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen und ermöglichen es den 
Bilanzierenden, ihre Risikomanagementaktivitäten besser im Abschluss widerzuspiegeln. 
Die wesentlichen Änderungen, die sich aus den neuen Vorschriften ergeben, sind:

•• Erweiterter Umfang infrage kommender Grundgeschäfte

•• Erweiterter Umfang infrage kommender Sicherungsinstrumente

•• Neue Vorschriften zur Effektivität von Sicherungsbeziehungen, insbesondere der 
Wegfall des bisherigen 80-bis-125-Prozent-Korridors

•• Wegfall der Möglichkeit zur freiwilligen Dedesignation
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•• Ausweitung der Angabepflichten zur Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen

•• Alternativen zu einer Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen

•• Wahlrecht, IAS 39 im Hinblick auf die Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen weiter 
anzuwenden, da das neue Modell die Bilanzierung einer Absicherung offener Portfolios 
nicht adressiert

Neben umfangreichen Übergangsvorschriften ist IFRS 9 auch mit umfassenden Offenle-
gungsvorschriften sowohl bei Übergang als auch in der laufenden Anwendung verbun-
den. Neuerungen im Vergleich zu den bisherigen Vorschriften ergeben sich vor allem aus 
den Regelungen zu Wertminderungen.

IFRS 9 in der aktuell gültigen Fassung ist verpflichtend anzuwenden für Geschäftsjahre, 
die am oder nach dem 1. Januar 2018 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig, 
muss dann allerdings von einer entsprechenden Angabe begleitet werden und setzt die 
gleichzeitige Anwendung sämtlicher im Juli 2014 veröffentlichten Kapitel und Folgeände-
rungen voraus, die mit IFRS 9 einhergehen.

IFRS 15 Erlöse aus Verträgen mit Kunden
Zeitpunkt der verpflichtenden erstmaligen Anwendung: 1. Januar 2018 
EU-Endorsement-Status: Übernahme erfolgt
Mit IFRS 15 hat der IASB neue Vorschriften zur Erlösrealisierung verabschiedet. Der neue 
Standard beinhaltet ein einziges, umfassendes Modell, wie Unternehmen Erlöse aus Ver-
trägen mit Kunden zu erfassen haben, und ersetzt die derzeitigen Vorschriften in IAS 11 
Fertigungsaufträge, IAS 18 Erlöse und in den zugehörigen Interpretationen.

Das Kernprinzip des neuen Erlöserfassungsmodells besteht darin, dass ein Unterneh-
men Erlöse erfassen soll, wenn die übernommenen Leistungsverpflichtungen erbracht 
sind, also die Verfügungsmacht über die Waren oder Dienstleistungen übertragen 
wurde. Dabei ist der Erlös in der Höhe zu erfassen, der als Gegenleistung erwartet wird. 
Bis zur Erlösrealisierung sind die nachfolgend dargestellten fünf Schritte zu durchlaufen.

Identifizierung
des Vertrags

mit dem Kunden

Identifizierung
der eigenständigen

Leistungs-
verpflichtungen

Bestimmung
des Transaktions-

preises

Verteilung des
Transaktionspreises

auf die Leistungs-
verpflichtungen

Erlöserfassung
bei Erfüllung

der Leistungs-
verpflichtungen

Schritt 1 Schritt 2 Schritt 3 Schritt 4 Schritt 5

Abb. 2 – Die fünf Schritte auf dem Weg zur Erlösrealisierung
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Schritt 1: Identifizierung des Vertrags mit dem Kunden
Ein Vertrag mit einem Kunden fällt in den Anwendungsbereich von IFRS 15, wenn alle der 
folgenden Bedingungen erfüllt sind:

a.	 Alle Parteien des Vertrags stimmen dem Vertrag zu.

b.	 Die Rechte jeder Partei in Bezug auf die zu übertragenden Waren oder die zu erbrin-
genden Dienstleistungen können identifiziert werden.

c.	 Die Zahlungsbedingungen für die zu übertragenden Waren oder die zu erbringenden 
Dienstleistungen können identifiziert werden.

d.	 Der Vertrag hat wirtschaftliche Substanz.

e.	 Es ist wahrscheinlich, dass die Gegenleistung, auf die das Unternehmen im 
Austausch für die Waren oder Dienstleistungen ein Anrecht hat, vereinnahmt wird. 

Der Standard bietet umfangreiche Leitlinien dazu, wie vereinbarte Vertragsveränderun-
gen zu bilanzieren sind. Wenn bestimmte Bedingungen erfüllt sind, wird eine Vertrags-
änderung als separater Vertrag bilanziert. Wenn nicht, wird sie dadurch berücksichtigt, 
dass die Bilanzierung des gegenwärtigen Vertrags mit dem Kunden geändert wird. Ob 
diese Änderung prospektiv oder rückwirkend bilanziert wird, hängt davon ab, ob die ver-
bleibenden Güter oder Dienstleistungen, die nach der Vertragsänderung noch zu liefern 
oder zu erbringen sind, von denen, die vor der Änderung geliefert oder erbracht wurden, 
eigenständig abgrenzbar sind.

Schritt 2: Identifizierung der eigenständigen Leistungsverpflichtungen
Zu Vertragsbeginn hat ein Unternehmen die Waren oder Dienstleistungen, die dem 
Kunden zugesagt wurden, zu beurteilen und jeweils als Leistungsverpflichtung zu identi-
fizieren:

•• Eine Ware oder eine Dienstleistung (oder ein Bündel von Waren und Dienstleistungen), 
die (das) eigenständig abgrenzbar ist, oder 

•• eine Reihe von eigenständig abgrenzbaren Waren und Dienstleistungen, die im 
Wesentlichen gleich sind und das gleiche Übertragungsmuster an den Kunden aufwei-
sen.

Eine Ware oder eine Dienstleistung ist eigenständig abgrenzbar, wenn die folgenden 
beiden Kriterien erfüllt sind:

•• Dem Kunden entsteht aus den zugesagten Waren oder Dienstleistungen direkt oder im 
Zusammenspiel mit anderen, ihm zur Verfügung stehenden Ressourcen Nutzen und

•• die zugesagten Waren oder Dienstleistungen sind von anderen zugesagten Waren oder 
Dienstleistungen des gleichen Vertrags trennbar.

Bei der Beurteilung, ob die zugesagten Waren oder Dienstleistungen trennbar sind, sind 
unter anderem die folgenden Faktoren zu berücksichtigen:

•• Das Unternehmen erbringt keine bedeutende Integrationsleistung im Hinblick auf die 
Zusammenfassung oder Verbindung der zugesagten Waren oder Dienstleistungen mit 
anderen im Vertrag zugesagten Waren oder Dienstleistungen.

•• Mit der Ware oder der Dienstleistung werden keine anderen im Vertrag zugesagten 
Waren oder Dienstleistungen wesentlich geändert oder angepasst.
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•• Die zugesagten Waren oder Dienstleistungen hängen nicht wesentlich von anderen im 
Vertrag zugesagten Waren oder Dienstleistungen ab bzw. stehen nicht in einer Wech-
selbeziehung mit diesen.

Schritt 3: Bestimmung des Transaktionspreises
Der Transaktionspreis ist die Gegenleistung, die ein Unternehmen erwartungsgemäß 
vom Kunden für die Übertragung von Waren oder die Erbringung von Dienstleistungen 
erhalten wird. Bei der Bestimmung hat ein Unternehmen die Vertragsbedingungen und 
seine übliche Geschäftspraxis zu berücksichtigen.

In Fällen, in denen ein Vertrag Elemente mit variabler Gegenleistung enthält, schätzt 
das Unternehmen den Betrag der variablen Gegenleistung, den das Unternehmen im 
Rahmen des Vertrags erwartungsgemäß erhalten wird. Im Standard wird das Thema 
der Unsicherheit einer variablen Gegenleistung dadurch adressiert, dass der Betrag der 
variablen Gegenleistung, der als Erlös erfasst werden kann, beschränkt ist. Insbesondere 
dürfen geschätzte variable Beträge nur in dem Umfang im Transaktionspreis enthalten 
sein, für den es als hochwahrscheinlich anzusehen ist, dass der nachfolgende Wegfall der 
Unsicherheit in Bezug auf die Höhe dieser variablen Beträge nicht zu einer wesentlichen 
Anpassung der Umsatzerlöse führen wird.

Schritt 4: Verteilung des Transaktionspreises auf die Leistungsverpflichtungen
Wenn ein Vertrag mehrere Leistungsverpflichtungen umfasst, verteilt das Unternehmen 
den Transaktionspreis auf die Leistungsverpflichtungen des Vertrags auf Basis der Ein-
zelveräußerungspreise. Wenn ein Einzelveräußerungspreis nicht direkt beobachtbar ist, 
muss er vom Unternehmen geschätzt werden.

Gewährte Preisnachlässe (d.h., die Summe der Einzelveräußerungspreise übersteigt den 
Transaktionspreis) werden grundsätzlich ebenfalls auf Basis der relativen Einzelveräu-
ßerungspreise verteilt. Unter bestimmten Umständen kann es sachgerecht sein, einen 
solchen Nachlass auf einige, aber nicht alle Leistungsverpflichtungen zu verteilen.

Wenn die Gegenleistung bereits im Voraus oder erst im Nachhinein gezahlt werden 
muss, hat das Unternehmen zu prüfen, ob der Vertrag eine bedeutende Finanzierungs-
vereinbarung beinhaltet. Wenn das der Fall ist, ist der Transaktionspreis um den Zeitwert 
des Geldes anzupassen. Eine praktische Vereinfachung besteht für Fälle, in denen der 
Zeitraum zwischen Leistungserbringung und Zahlung durch den Kunden wahrscheinlich 
weniger als zwölf Monate betragen wird.

Schritt 5: Erlöserfassung bei Erfüllung der Leistungsverpflichtungen
Erlöse werden erfasst, wenn die Verfügungsmacht übergeht; dies kann entweder zu 
einem bestimmten Zeitpunkt oder über einen Zeitraum hinweg erfolgen. Der IASB 
unterstellt die Übertragung eines Vermögenswerts, was bei Auslieferung von Waren 
unmittelbar einleuchtet, bei der Erbringung von Dienstleistungen allerdings gedanklich 
den Sprung erfordert, dass der Vermögenswert „Dienst“ zunächst „geliefert“ und dann 
unmittelbar verbraucht wird.

Ein Vermögenswert gilt als übertragen, wenn (oder während) der Kunde die Verfügungs-
macht über diesen Vermögenswert erlangt. Davon ist auszugehen, wenn er die Mög-
lichkeit hat, den Nutzen aus dem Vermögenswert zu ziehen und den weiteren Gebrauch 
zu bestimmen. Dies schließt die Fähigkeit ein, andere von der Nutzenziehung und 
der Verfügungsmacht auszuschließen. Bei dem Nutzen, der aus dem Vermögenswert 
gezogen werden kann, handelt es sich um potenzielle Zahlungen (Zuflüsse oder ersparte 
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Abflüsse), die in unterschiedlicher Weise unmittelbar oder mittelbar generiert werden 
können.

Ein Unternehmen erfasst Erlöse über einen Zeitraum hinweg, wenn eines der folgenden 
Kriterien erfüllt ist:

•• Mit Erfüllung durch das Unternehmen erhält der Kunde den Nutzen aus der erbrach-
ten Leistung und verbraucht ihn gleichzeitig.

•• Mit seiner Leistung erzeugt oder verbessert das Unternehmen einen Vermögenswert, 
über den der Kunde die Verfügungsmacht während der Erzeugung oder Verbesserung 
besitzt.

•• Mit seiner Leistung erzeugt das Unternehmen einen Vermögenswert, der vom Unter-
nehmen nicht anderweitig genutzt werden kann; dabei hat das Unternehmen einen 
Zahlungsanspruch für die bisher erbrachten Leistungen und kann zudem erwarten, 
dass der Vertrag wie vereinbart erfüllt wird.

Wenn ein Unternehmen seine Leistungsverpflichtungen nicht über einen Zeitraum 
hinweg erfüllt, erfüllt es sie zu einem Zeitpunkt. Erlöse werden daher erfasst, wenn die 
Verfügungsmacht zu einem bestimmten Zeitpunkt übergeht.

IFRS 15 enthält darüber hinaus Vorschriften zur bilanziellen Behandlung von Kosten, die 
zur Erlangung und Erfüllung eines Vertrags anfallen. Daneben sind weitere Umsetzungs-
leitlinien für die praktische Anwendung enthalten, die deutlich detaillierter sind als in den 
bisherigen Vorschriften zur Erlöserfassung.

Der neue Standard verlangt umfangreiche Anhangangaben und macht Vorgaben für den 
Ausweis.

Nach der Veröffentlichung von IFRS 15 haben der IASB und der US-amerikanische Stan-
dardsetzer Financial Accounting Standards Board (FASB) eine Beratungsgruppe (Tran-
sition Resource Group for Revenue Recognition (TRG)) eingesetzt, um die Umsetzung 
des neuen Standards zu unterstützen. Als Ergebnis der Diskussionen der TRG hat der 
IASB im Juli 2015 einen Standardentwurf mit vorgeschlagenen Klarstellungen an IFRS 15 
veröffentlicht. Um es Unternehmen zu ermöglichen, diese Änderungen zeitgleich mit der 
erstmaligen Anwendung von IFRS 15 umzusetzen, hat der IASB im September 2015 ent-
schieden, den Erstanwendungszeitpunkt um ein Jahr zu verschieben. Die finalen Klarstel-
lungen an IFRS 15 wurden im April 2016 veröffentlicht (siehe unten).

IFRS 15 ist somit verpflichtend anzuwenden für Geschäftsjahre, die am oder nach dem 
1. Januar 2018 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Im Hinblick auf die Ver-
gleichsperioden besteht ein Wahlrecht zwischen zwei Methoden. Zum einen kann der 
Standard retrospektiv im Einklang mit IAS 8 angewendet werden. Zum anderen besteht 
die Möglichkeit der Verwendung eines modifizierten Ansatzes. Dabei werden die Vorjah-
reszahlen nicht angepasst, sondern es wird der kumulative Effekt aus der erstmaligen 
Anwendung von IFRS 15 als Anpassung der Gewinnrücklagen zum Zeitpunkt der erstma-
ligen Anwendung, d.h. zum 1. Januar 2018, erfasst.
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IFRS 16 Leasingverhältnisse
Zeitpunkt der verpflichtenden erstmaligen Anwendung: 1. Januar 2019 
EU-Endorsement-Status: Übernahme erfolgt
Der IASB hat mit dem IFRS 16 neue Vorschriften zur Bilanzierung von Leasingverhältnis-
sen verabschiedet. Damit wurde ein Projekt abgeschlossen, das bereits seit Juli 2006 auf 
der aktiven Agenda des IASB stand. Der neue Standard ersetzt IAS 17 sowie die dazu 
gehörenden Interpretationen.

IFRS 16 ist grundsätzlich auf alle Leasingverhältnisse anzuwenden. Ein Leasingverhältnis 
i.S.d. Standards liegt vor, wenn dem Leasingnehmer vom Leasinggeber vertraglich das 
Recht zur Beherrschung eines identifizierten Vermögenswerts für einen festgelegten 
Zeitraum eingeräumt wird und der Leasinggeber im Gegenzug eine Gegenleistung vom 
Leasingnehmer erhält. Ein Vermögenswert gilt grundsätzlich dann als identifiziert, wenn 
er explizit im Vertrag spezifiziert wird oder sich dies implizit zu dem Zeitpunkt ergibt, an 
dem er dem Kunden zur Nutzung zur Verfügung gestellt wird. Die Beherrschung über 
den Leasinggegenstand gilt als übertragen, wenn der Leasingnehmer das Recht hat, über 
die Nutzung des Leasinggegenstandes zu verfügen, und ihm während der Laufzeit der 
Leasingvereinbarung im Wesentlichen der gesamte wirtschaftliche Nutzen zufließt.

Für einen Vertrag, der sowohl Leasing- als auch Nicht-Leasingkomponenten enthält – wie 
beispielsweise das Mieten eines Vermögenswertes und die Bereitstellung eines War-
tungsservices –, hat der Leasingnehmer die zu zahlende Gegenleistung auf Grundlage 
der relativen Einzelveräußerungspreise der einzelnen Komponenten aufzuteilen. Sofern 
beobachtbare Preise nicht ohne Weiteres verfügbar sind, sind diese zu schätzen. Wahl-
weise kann der Leasingnehmer aber auch auf eine Trennung von Leasing- und Nicht-Lea-
singkomponenten verzichten und beide Komponenten als Leasingkomponente behan-
deln und nach IFRS 16 bilanzieren. Der Leasinggeber muss die Gegenleistung gemäß den 
Vorschriften in IFRS 15 aufteilen.

Der Beginn des Leasingverhältnisses ist nach IFRS 16 der Zeitpunkt, an dem der Leasing-
nehmer die Verfügungsgewalt über den Leasinggegenstand vom Leasinggeber erhält, 
d.h., wenn der Leasinggeber dem Leasingnehmer den Leasinggegenstand zur Verfügung 
stellt. Der Beginn des Leasingverhältnisses ist dann der Zugangszeitpunkt aus bilanzieller 
Sicht.

Die Laufzeit eines Leasingverhältnisses ist definiert als der unkündbare Zeitraum, 
während dem der Leasingnehmer das Recht zur Nutzung des Leasinggegenstandes hat, 
unter Berücksichtigung von Verlängerungsoptionen und Kündigungsrechten, sofern der 
Leasingnehmer hinreichend sicher ist, dass er diese ausübt (Verlängerungsoption) bzw. 
nicht ausübt (Kündigungsrecht).

Bilanzierung beim Leasingnehmer
Der Leasingnehmer erfasst einen „Vermögenswert aus einem Nutzungsrecht“ („right-
of-use asset“, im Folgenden RoU-Vermögenswert) sowie eine Leasingverbindlichkeit im 
Zeitpunkt des Beginns des Leasingverhältnisses (s.o.). Der RoU-Vermögenswert ist ein 
Vermögenswert, der das Nutzungsrecht des Leasingnehmers verkörpert, den Leasingge-
genstand während der Laufzeit des Leasingverhältnisses nutzen zu dürfen.

Der IASB räumt dabei dem Leasingnehmer zwei bedeutende Wahlrechte ein. Ein Verzicht 
auf die Anwendung der neuen Vorschriften ist möglich, sofern es sich um kurz laufende 
(„short-term“) Leasingvereinbarungen handelt oder der dem Leasingvertrag zugrunde 
liegende Vermögenswert von geringem Wert („of low value“) ist. Als kurz laufend werden 
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Leasingverhältnisse angesehen, die eine Laufzeit i.S.d. Standards von maximal zwölf 
Monaten aufweisen. Für die Beurteilung, ob Vermögenswerte geringwertig im Sinne des 
Standards sind, sind die Größe, die Branche oder das Geschäftsmodell des Leasingneh-
mers nicht relevant. Maßgeblich hingegen ist, unabhängig vom Bewertungszeitpunkt, 
der Neuwert des infrage stehenden Vermögenswerts. Als Größenordnung für die 
Geringwertigkeit nennt der IASB dabei in der Grundlage für Schlussfolgerungen (Basis 
for Conclusions) einen Neuwert von 5.000 USD je Vermögenswert. Sofern von einem der 
Bilanzierungswahlrechte Gebrauch gemacht wird, hat der Leasingnehmer seine Lea-
singzahlungen linear als Aufwand oder auf einer anderen systematischen Grundlage zu 
erfassen, wenn diese dem Muster der Nutzenziehung besser entspricht.

Die Höhe des RoU-Vermögenswerts entspricht im Zugangszeitpunkt der Höhe der Lea-
singverbindlichkeit zuzüglich etwaiger anfänglicher direkter Kosten des Leasingnehmers. 
Grundsätzlich wird der RoU-Vermögenswert in Folgeperioden zu fortgeführten Anschaf-
fungskosten bewertet. Ausnahmen vom Anschaffungskostenmodell sieht der IASB nur in 
zwei Fällen vor:

•• Der Leasingnehmer wendet das Fair-Value-Modell in IAS 40 Als Finanzinvestition 
gehaltene Immobilien an und der RoU-Vermögenswert erfüllt die Definition von „als 
Finanzinvestition gehaltenen Immobilien“. In diesem Falle ist das Fair-Value-Modell 
zwingend ebenfalls auf den RoU-Vermögenswert anzuwenden.

•• Der Leasingnehmer wendet das Neubewertungsmodell in IAS 16 Sachanlagen auf eine 
bestimmte Klasse von Sachanlagen an. In diesem Falle kann er alle RoU-Vermögens-
werte in dieser Klasse ebenfalls unter Nutzung des Neubewertungsmodells bilanzieren.

Die Leasingverbindlichkeit bemisst sich als der Barwert der Leasingzahlungen, die 
während der Laufzeit des Leasingverhältnisses gezahlt werden. Abgezinst werden die 
Zahlungen mit dem Zinssatz, der dem Leasingverhältnis zugrunde liegt, falls dieser ver-
lässlich bestimmt werden kann. Sofern der Leasingnehmer diesen nicht ohne Weiteres 
ermitteln kann, verwendet er seinen Grenzfremdkapitalzinssatz. Die Leasingzahlungen, 
die die Ausgangsgröße der Barwertermittlung darstellen, bemessen sich aus den folgen-
den Komponenten:

•• Feste Zahlungen einschließlich de facto fester Leasingzahlungen („in-substance fixed 
payments“) und abzüglich der Forderungen aus Anreizzahlungen

•• Variable Zahlungen, die von der Entwicklung eines Index oder Kurses abhängen

•• Beträge, die der Leasingnehmer erwartungsgemäß im Rahmen von Restwertgarantien 
zu leisten hat

•• Ausübungspreis einer Kaufoption, sofern der Leasingnehmer hinreichend sicher ist, 
diese Option auszuüben

•• Strafzahlungen für die Beendigung des Leasingverhältnisses, sofern aufgrund der 
Laufzeit des Leasingverhältnisses anzunehmen ist, dass der Leasingnehmer diese 
Option ausübt

De facto feste Leasingzahlungen sind formell variable Zahlungen, die aber bei wirtschaft-
licher Betrachtung unausweichlich anfallen.

Nach dem erstmaligen Ansatz wird der Buchwert der Leasingverbindlichkeit unter 
Anwendung des zur Abzinsung verwendeten Zinssatzes aufgezinst und um die geleiste-
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ten Leasingzahlungen reduziert (der Zinsaufwand nimmt also regelmäßig im Zeitablauf 
ab).

Zu einer Neubewertung der Leasingverbindlichkeit kommt es bei Änderungen in den 
Leasingzahlungen. Eine entsprechende Anpassung wird als Korrektur des RoU-Vermö-
genswerts erfasst. Sofern der RoU-Vermögenswert durch eine solche Anpassung auf null 
reduziert wird bzw. bereits ist und es zu einer weiteren Korrektur der Leasingverbindlich-
keit kommt, ist der Betrag erfolgswirksam in der GuV zu erfassen.

Bilanzierung beim Leasinggeber
Mit IFRS 16 ändert sich die Bilanzierung beim Leasinggeber kaum. Zentrales Kriterium 
für die Klassifizierung ist auch künftig, wer im Wesentlichen die mit dem wirtschaftlichen 
Eigentum verbundenen Chancen und Risiken am Leasinggegenstand trägt. Sofern diese 
im Wesentlichen auf den Leasingnehmer übergehen, handelt es sich um ein Finanzie-
rungsleasingverhältnis. Im umgekehrten Fall wird ein Mietleasingverhältnis angenom-
men.

Der Kriterienkatalog für die Beurteilung eines Finanzierungsleasings wurde unverändert 
aus IAS 17 übernommen. Die Bilanzierung von Finanzierungsleasing- bzw. Mietlea-
singverhältnissen beim Leasinggeber entspricht dem bisherigen bilanziellen Vorgehen 
gemäß IAS 17.

IFRS 16 bringt auch neue Vorgaben zur Behandlung von sog. Sale-and-lease-back-Trans-
aktionen. Die Vorschriften gegenüber IAS 17 sind dahingehend verschärft, dass die 
Hebung stiller Reserven im Rahmen einer solchen Transaktion künftig nur noch einge-
schränkt möglich ist. Insbesondere ist Voraussetzung für eine bilanzielle Abbildung als 
Verkauf, dass die infrage stehende Transaktion die entsprechenden Bedingungen in 
IFRS 15 erfüllt.

Die Angabepflichten für Leasingnehmer und Leasinggeber in IFRS 16 sind gegenüber 
IAS 17 deutlich umfangreicher geworden. Zielsetzung der Angabepflichten ist die 
Informationsvermittlung an die Abschlussadressaten, die so ein besseres Verständnis 
darüber erlangen sollen, welche Auswirkungen Leasingverhältnisse auf die Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage haben.

IFRS 16 ist erstmals für Geschäftsjahre, die am oder nach dem 1. Januar 2019 beginnen, 
verpflichtend anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist möglich, sofern zeitgleich IFRS 15 
angewendet wird.

Im Zeitpunkt der Erstanwendung von IFRS 16 wird ein Wahlrecht eingeräumt, auf eine 
erneute Beurteilung zu verzichten, ob ein Vertrag ein Leasingverhältnis i.S.v. IFRS 16 
enthält oder nicht. Der Leasingnehmer hat IFRS 16 entweder vollständig retrospektiv 
unter Einbeziehung früherer Berichtsperioden anzuwenden oder den kumulativen 
Anpassungseffekt im Zeitpunkt der Erstanwendung als Buchung im Eigenkapital zu 
Beginn des Geschäftsjahres der Erstanwendung zu erfassen.
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IFRS 17 Versicherungsverträge
Zeitpunkt der verpflichtenden erstmaligen Anwendung: 1. Januar 2021 
EU-Endorsement-Status: Übernahme noch nicht erfolgt
Mit der Verabschiedung von IFRS 17 Versicherungsverträge, der die neuen Vorschriften 
zur Bilanzierung von Versicherungsverträgen enthält, hat der IASB eines der am längsten 
dauernden Projekte auf seiner Agenda abgeschlossen. Der neue Standard ersetzt die 
bisherigen Vorschriften in IFRS 4 Versicherungsverträge.

IFRS 17 regelt die Grundsätze in Bezug auf die Identifikation, den Ansatz, die Bewertung, 
den Ausweis sowie die Anhangangaben für Versicherungsverträge. Ein Versicherungsver-
trag ist definiert als ein Vertrag, nach dem eine Partei (der Versicherer) ein signifikantes 
Versicherungsrisiko von einer anderen Partei (dem Versicherungsnehmer) übernimmt, 
indem sie vereinbart, dem Versicherungsnehmer eine Entschädigung zu leisten, wenn 
ein spezifisches ungewisses zukünftiges Ereignis (das versicherte Ereignis) den Versiche-
rungsnehmer nachteilig betrifft. Diese Regelungen sind ebenfalls auf aktive und passive 
Rückversicherungsverträge und Kapitalanlageverträge mit ermessensabhängiger Über-
schussbeteiligung anzuwenden, vorausgesetzt, dass ein Unternehmen auch Versiche-
rungsverträge ausgibt.

Die Bewertungsvorschriften von IFRS 17 basieren auf einem sog. Bausteinansatz 
(„building block approach“). Darunter stellen die erwarteten zukünftigen Zahlungen, die 
sich aus der Erfüllung eines Versicherungsvertrags ergeben, das zentrale Bewertungs-
element dar. Sowohl die Zahlungsströme als auch deren Diskontierung bilden dabei die 
aktuellen Verhältnisse am Berichtsstichtag ab. Zudem fließt in die Bewertung eine risi-
kobedingte Anpassung in Bezug auf die nicht-finanziellen Risiken ein, welche gleichfalls 
an jedem Berichtsstichtag zu aktualisieren ist. Diese drei Bausteine bilden gemeinsam 
den sog. Erfüllungswert („fulfilment cash flows“, FCF).

Des Weiteren umfasst die Bewertung einer Gruppe von Versicherungsverträgen neben 
dem Erfüllungswert die sog. vertragliche Servicemarge („contractual service margin“, 
i.F. auch CSM). Diese bildet den noch nicht realisierten Gewinn ab und dient dazu, eine 
anfängliche Gewinnerfassung zu vermeiden. Die Folgebewertung der CSM hängt davon 
ab, ob eine direkte Überschussbeteiligung vorliegt. Ist dies der Fall, kommt der „variable 
fee approach“ zur Anwendung.

Außerdem räumt der Standard die Möglichkeit der Anwendung eines vereinfachten 
Ansatzes ein („premium allocation approach“), der insbesondere für weite Teile der 
Schaden- und Unfallversicherung relevant ist. Diese Vereinfachung kann in Anspruch 
genommen werden, wenn ein Unternehmen bei Zugang einer Gruppe von Versiche-
rungsverträgen vernünftigerweise davon ausgehen kann, dass die Anwendung des 
„premium allocation approach“ zu einer Bewertung der Verbindlichkeit für zukünftigen 
Versicherungsschutz einer Gruppe führt, die sich nicht wesentlich von derjenigen unter-
scheidet, die aus dem allgemeinen Modell hervorgehen würde, oder wenn der Deckungs-
zeitraum jedes Vertrags in der Gruppe nicht mehr als ein Jahr beträgt. Wendet ein 
Unternehmen den „premium allocation approach“ an, entspricht die Bewertung der Ver-
bindlichkeit für zukünftigen Versicherungsschutz bei Zugang den erhaltenen Prämien im 
Zugangszeitpunkt (soweit vorhanden) abzüglich anfänglicher Zahlungen für Abschluss-
kosten. In den Folgeperioden werden erhaltene Prämien dem Buchwert der Verbindlich-
keit zugeführt. Des Weiteren ist der Betrag abzuziehen, der in dieser Berichtsperiode für 
die bereitgestellte Deckung als versicherungstechnischer Umsatz erfasst wurde.

Für passive Rückversicherungsverträge enthält IFRS 17 gesonderte Regelungen.
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Hinsichtlich der Darstellung zielen die Vorschriften des IFRS 17 darauf ab, den Ausweis 
der Umsätze aus Versicherungsverträgen mit der Darstellung anderer Umsatzarten 
in Bezug auf andere Standards – insbesondere IFRS 15 – vergleichbar zu machen. Zu 
unterscheiden sind zum einen das versicherungstechnische Ergebnis, welches sich 
zusammensetzt aus dem versicherungstechnischen Umsatz und den versicherungstech-
nischen Aufwendungen, und zum anderen die versicherungstechnischen Finanzerträge 
oder -aufwendungen.

Der versicherungstechnische Umsatz hat die Zusage zur Deckung und andere Leistun-
gen aus einer Gruppe von Versicherungsverträgen so abzubilden, dass die Gegenleis-
tung widergespiegelt wird, die dem Unternehmen im Austausch für diese Leistungen 
zusteht. Er kann auf Basis der gesamten Veränderungen der Verbindlichkeit für zukünf-
tigen Versicherungsschutz innerhalb einer Berichtsperiode ermittelt werden, die sich 
auf die Leistungen beziehen, für die das Unternehmen den Erhalt einer Gegenleistung 
erwartet.

Die versicherungstechnischen Aufwendungen bestehen aus den eingetretenen Ansprü-
chen (ausgenommen Rückzahlungen von Kapitalanlagekomponenten) sowie anderen 
eingetretenen versicherungstechnischen Aufwendungen.

Die versicherungstechnischen Finanzerträge oder -aufwendungen bilden die Verände-
rungen des Buchwerts einer Gruppe von Versicherungsverträgen ab, welche sich aus 
den Auswirkungen des Zeitwerts des Geldes (Aufzinsung) sowie den Veränderungen des 
Zeitwerts des Geldes und den Auswirkungen der finanziellen Risiken sowie den Verände-
rungen der finanziellen Risiken ergeben.

Zur Vermeidung zinsbedingter Volatilität in der Erfolgsrechnung räumt IFRS 17 ein Wahl-
recht ein, die versicherungstechnischen Finanzerträge oder -aufwendungen, die sich 
aus Änderungen des Zinsniveaus ergeben, im sonstigen Ergebnis („other comprehensive 
income“, OCI) auszuweisen.

Daneben ergeben sich aus IFRS 17 umfangreiche Anhangangaben, die den Abschlussle-
ser über Art, Umfang und Risiken von Versicherungsverträgen informieren sollen.

IFRS 17 ist verpflichtend anzuwenden für Geschäftsjahre, die am oder nach dem 1. Januar 
2021 beginnen. Eine freiwillige vorzeitige Anwendung ist zulässig, allerdings nur, wenn 
das Unternehmen IFRS 9 und IFRS 15 bei erstmaliger Anwendung von IFRS 17 ebenfalls 
anwendet oder zuvor schon angewendet hat.

Grundsätzlich ist IFRS 17 retrospektiv anzuwenden, es sei denn, dies ist nicht durchführ-
bar. In diesem Fall hat ein Unternehmen stattdessen entweder den modifizierten retros-
pektiven Ansatz oder den Fair-Value-Ansatz anzuwenden. Bei Anwendung des modi-
fizierten retrospektiven Ansatzes hat ein Unternehmen angemessene und belastbare 
Informationen zu verwenden und die Nutzung von Informationen zu maximieren, die für 
die Anwendung eines vollständigen retrospektiven Ansatzes verwendet worden wären, 
wobei aber nur Informationen zu verwenden sind, die ohne unangemessenen Kosten- 
oder Zeitaufwand zur Verfügung stehen. Im Rahmen des Fair-Value-Ansatzes bestimmt 
ein Unternehmen die CSM am Übergangszeitpunkt als Differenz zwischen dem Fair Value 
einer Gruppe von Versicherungsverträgen zu diesem Zeitpunkt und dem Erfüllungswert 
zu diesem Zeitpunkt.
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Änderungen an bestehenden Standards
Änderungen an IFRS 10 und IAS 28: Veräußerung oder Einbringung von Vermö-
genswerten zwischen einem Investor und einem assoziierten Unternehmen 
oder Gemeinschaftsunternehmen
Zeitpunkt der verpflichtenden erstmaligen Anwendung: auf unbestimmte Zeit 
verschoben 
EU-Endorsement-Status: Übernahme noch nicht erfolgt
Die Änderungen an IFRS 10 Konzernabschlüsse und IAS 28 Anteile an assoziierten 
Unternehmen und Gemeinschaftsunternehmen stellen klar, dass bei Transaktionen 
mit einem assoziierten Unternehmen oder Joint Venture das Ausmaß der Erfolgserfas-
sung davon abhängt, ob die veräußerten oder eingebrachten Vermögenswerte einen 
Geschäftsbetrieb i.S.v. IFRS 3 Unternehmenszusammenschlüsse darstellen.

Die Änderungen an IFRS 10 betreffen im Einzelnen:

•• Aufnahme einer Ausnahme von der allgemeinen Vorschrift zur vollständigen Erfolgs-
erfassung bei Verlust der Beherrschung über ein Tochterunternehmen, das keinen 
Geschäftsbetrieb beinhaltet, wenn der Beherrschungsverlust aufgrund einer Trans-
aktion mit einem assoziierten Unternehmen oder einem Gemeinschaftsunternehmen 
eintritt, die nach der Equity-Methode bilanziert werden.

•• Aufnahme neuer Leitlinien, nach denen Gewinne und Verluste solcher Transakti-
onen nur in Höhe des Anteils nicht nahestehender dritter Investoren am assozi-
ierten Unternehmen oder Joint Venture in der Gewinn- und Verlustrechnung des 
Mutterunternehmens zu erfassen sind. Ebenso sind Gewinne und Verluste aus der 
Fair-Value-Bewertung von behaltenen Anteilen an Tochterunternehmen, die zu assozi-
ierten Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen geworden sind und nach der 
Equity-Methode bilanziert werden, zu behandeln.

An IAS 28 wurden folgende Änderungen vorgenommen:

•• Änderung der Vorschrift im Hinblick auf Gewinne und Verluste aus Transaktionen 
zwischen einem Unternehmen und seinem assoziierten Unternehmen oder Gemein-
schaftsunternehmen, sodass sich diese nunmehr auf Vermögenswerte bezieht, die 
keinen Geschäftsbetrieb darstellen.

•• Aufnahme einer neuen Vorschrift, dass Gewinne und Verluste aus Transaktionen mit 
assoziierten Unternehmen und Gemeinschaftsunternehmen im Zusammenhang mit 
Vermögenswerten, die einen Geschäftsbetrieb darstellen, vollständig im Abschluss des 
Investors zu erfassen sind.

•• Aufnahme des Erfordernisses, dass ein Unternehmen überprüfen muss, ob Vermö-
genswerte, die in separaten Transaktionen veräußert oder eingebracht werden, einen 
Geschäftsbetrieb darstellen und als eine einzige Transaktion bilanziert werden sollten.

Im Nachgang stellte sich heraus, dass die neuen Leitlinien in IFRS 10 in Konflikt zu bereits 
bestehenden Regelungen in IAS 28 stehen. Nachdem der IASB sich dazu entschieden 
hatte, diesen Problembereich im Rahmen seines Forschungsprojekts zur Bilanzierung 
nach der Equity-Methode zu adressieren, wurde der Erstanwendungszeitpunkt der 
Änderungen an IFRS 10 und IAS 28 im Dezember 2015 auf unbestimmte Zeit verschoben. 
Gleichwohl bleibt eine freiwillige frühere Anwendung zulässig.
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Klarstellungen an IFRS 15 Erlöse aus Verträgen mit Kunden
Zeitpunkt der verpflichtenden erstmaligen Anwendung: 1. Januar 2018 
EU-Endorsement-Status: Übernahme erfolgt
Die Änderungen an IFRS 15 stellen einige Themenbereiche des Standards klar und 
erlauben zusätzliche praktische Erleichterungen bei der erstmaligen Anwendung. Diese 
resultieren aus den Diskussionen der vom IASB und FASB eingesetzten Beratungsgruppe 
(Transition Resource Group for Revenue Recognition (TRG)) und betreffen die folgenden 
Themenbereiche:

•• Identifizierung von Leistungsverpflichtungen (bezüglich der eigenständigen Identifizier-
barkeit im Kontext des Vertrags)

•• Prinzipal-Agenten-Beziehungen (bezüglich der Beurteilung der Beherrschung von 
Waren oder Dienstleistungen vor Übertragung an den Kunden)

•• Lizenzen (bezüglich der Bestimmung der Art der erteilten Lizenz sowie zu umsatz- und 
nutzungsabhängigen Lizenzentgelten)

•• Übergangsvorschriften (bezüglich der praktischen Erleichterungen bei der erstmaligen 
Anwendung des Standards)

Die Änderungen sind retrospektiv anzuwenden. Sie sind erstmalig verpflichtend anzu-
wenden auf Geschäftsjahre, die am oder nach dem 1. Januar 2018 beginnen. Der Zeit-
punkt entspricht dem Zeitpunkt des Inkrafttretens von IFRS 15 selbst. Eine freiwillige 
vorzeitige Anwendung ist zulässig.

Änderungen an IFRS 2: Klassifizierung und Bewertung von Geschäftsvorfällen 
mit anteilsbasierter Vergütung
Zeitpunkt der verpflichtenden erstmaligen Anwendung: 1. Januar 2018 
EU-Endorsement-Status: Übernahme noch nicht erfolgt
Die Änderungen an IFRS 2 Anteilsbasierte Vergütungen enthalten Klarstellungen zu 
einzelnen Themen im Zusammenhang mit der Bilanzierung von anteilsbasierten Vergü-
tungen.

Dabei geht es um die folgenden Fragestellungen:

•• Bilanzierung in bar zu erfüllender anteilsbasierter Vergütungen, die eine Leistungsbe-
dingung beinhalten: Entsprechend der Vorgehensweise bei anteilsbasierten Vergütun-
gen mit Ausgleich durch Eigenkapitalinstrumente fließen künftig nur noch bestimmte 
Ausübungsbedingungen in die Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts ein, während 
sich andere nur über das Mengengerüst auswirken.

•• Klassifizierung anteilsbasierter Vergütungen, die mit Steuereinbehalt erfüllt werden: 
Trotz der vom Unternehmen in bar zu leistenden Steuerzahlung ist unter bestimmten 
Voraussetzungen die gesamte anteilsbasierte Vereinbarung als Vergütung mit Aus-
gleich durch Eigenkapitalinstrumente zu behandeln.

•• Bilanzierung von Modifizierungen anteilsbasierter Vergütungstransaktionen von Bar-
ausgleich hin zu Erfüllung in Eigenkapitalinstrumenten: Letztere sind in diesem Fall 
zum Änderungszeitpunkt zu bewerten, wobei die bilanzielle Erfassung der geänderten 
anteilsbasierten Vergütung im Eigenkapital proportional zum bereits abgelaufenen 
Erdienungszeitraum erfolgt.



IFRS fokussiert

21

Die Änderungen sind erstmalig anzuwenden auf Geschäftsjahre, die am oder nach 
dem 1. Januar 2018 beginnen. Eine freiwillige vorzeitige Anwendung ist zulässig. Beim 
Übergang auf die neuen Vorschriften werden einige Erleichterungen eingeräumt. Grund-
sätzlich ist aber auch eine rückwirkende Anwendung im Einklang mit IAS 8 gestattet.

Änderungen an IFRS 4: Anwendung von IFRS 9 Finanzinstrumente gemeinsam 
mit IFRS 4 Versicherungsverträge
Zeitpunkt der verpflichtenden erstmaligen Anwendung: 1. Januar 2018 
EU-Endorsement-Status: Übernahme erfolgt
Die Änderungen an IFRS 4 betreffen die erstmalige Anwendung von IFRS 9.

Die Änderungen zielen darauf ab, die Auswirkungen aus unterschiedlichen Erstanwen-
dungszeitpunkten von IFRS 9 und IFRS 17 – dem Nachfolgestandard zu IFRS 4 – vor allem 
bei Unternehmen mit umfangreichen Versicherungsaktivitäten zu verringern.

Eingeführt werden zwei optionale Ansätze, die bei Erfüllung bestimmter Voraussetzun-
gen von Versicherern genutzt werden können:

•• der Überlagerungsansatz („overlay approach“) und

•• der Aufschubansatz („deferral approach“)

Im Überlagerungsansatz können Versicherungsunternehmen einige der Aufwendungen 
und Erträge, die aus qualifizierenden finanziellen Vermögenswerten entstehen, aus der 
GuV in das sonstige Ergebnis („other comprehensive income“, OCI) umgliedern. Für den 
Überlagerungsansatz entspricht das Datum des Inkrafttretens demjenigen von IFRS 9, 
dem 1. Januar 2018. Dabei sind die Regelungen für die designierten finanziellen Vermö-
genswerte retrospektiv anzuwenden, d.h., die Differenz zwischen dem Fair Value gemäß 
IFRS 9 und dem Buchwert gemäß IAS 39 ist als Anpassung des Anfangsbestandes des 
OCI zu erfassen.

Bei Anwendung des Aufschubansatzes haben Versicherungsunternehmen mit überwie-
gender („predominant“) Versicherungstätigkeit die Möglichkeit eines einstweiligen Auf-
schubs der Anwendung von IFRS 9. Der Aufschubansatz ist ebenfalls für Geschäftsjahre 
anwendbar, die am oder nach dem 1. Januar 2018 beginnen. Die Nutzung des Aufschu-
bansatzes ist in jedem Fall nur für Geschäftsjahre möglich, die vor dem 1. Januar 2021 
beginnen, d.h., bei kalendergleichen Geschäftsjahren kann die erstmalige Anwendung 
von IFRS 9 maximal drei Jahre aufgeschoben werden.

Begleitet werden beide Ansätze von zusätzlichen Angaben, die ein besseres Verständnis 
der Auswirkungen ermöglichen sollen.
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Jährliche Verbesserungen an den IFRS – Zyklus 2014–2016
Zeitpunkt der verpflichtenden erstmaligen Anwendung: 1. Januar 2017 bzw. 
1. Januar 2018 
EU-Endorsement-Status: Übernahme noch nicht erfolgt
Die jährlichen Verbesserungen enthalten Änderungen an insgesamt drei Standards. Die 
nachfolgende Übersicht stellt die Änderungen mit Erstanwendungszeitpunkt 1. Januar 
2018 dar.

Änderungen an IAS 40: Übertragungen von als Finanzinvestitionen gehaltenen 
Immobilien
Zeitpunkt der verpflichtenden erstmaligen Anwendung: 1. Januar 2018 
EU-Endorsement-Status: Übernahme noch nicht erfolgt
Die Änderungen an IAS 40 Als Finanzinvestition gehaltene Immobilien betreffen die 
Regelungen zu Übertragungen in den oder aus dem Bestand der als Finanzinvestition 
gehaltenen Immobilien. Zielsetzung der Änderungen ist eine prinzipienorientierte For-
mulierung des Regelungsgehalts hinsichtlich solcher Übertragungen.

Eine Übertragung ist nur dann (zwingend) vorzunehmen, wenn eine Nutzungsänderung 
vorliegt, die dazu führt, dass eine Immobilie die Definition von als Finanzinvestition 
gehaltenen Immobilien erfüllt oder nicht mehr erfüllt. Die Nutzungsänderung muss sich 
dabei belegen lassen, d.h., es bedarf an Tatsachen angelehnter objektiver Hinweise für 
das Vorliegen einer solchen Nutzungsänderung. Dabei ist es nicht ausreichend, wenn die 
Unternehmensleitung zunächst nur eine Änderung in der Nutzung der Immobilie beab-
sichtigt.

Die in IAS 57.40 enthaltene angepasste Aufzählung von Positivbeispielen in Bezug auf 
Nutzungsänderungen ist im Gegensatz zur bisherigen Regelung nicht mehr als abschlie-
ßend anzusehen.

Standard Inhalt der Änderung Einzelheiten

IFRS 1 Erstmalige 
Anwendung der 
IFRS

Streichung kurzfristiger 
Befreiungen für IFRS-Erst
anwender

Streichung der befristeten Ausnahmen in den Textziffern E3 bis E7 des IFRS 1, 
da diese aufgrund Zeitablaufs nicht mehr anwendbar sind.

IAS 28 Anteile 
an assoziierten 
Unternehmen und 
Gemeinschaftsun-
ternehmen

Bewertung auf Ebene 
einzelner Beteiligungen

Klarstellung, dass das Wahlrecht, eine Beteiligung an einem assoziierten Unter-
nehmen oder Joint Venture, die von einer Wagniskapitalgesellschaft oder einem 
anderen qualifizierenden Unternehmen gehalten wird, zum beizulegenden 
Zeitwert mit Erfassung der Veränderungen in der Gewinn- und Verlustrechnung 
zu bewerten, beim erstmaligen Ansatz für jede Beteiligung auf Einzelbeteili-
gungsgrundlage zur Verfügung steht.

Eine entsprechende Klarstellung ist auch in IAS 28.36A erfolgt, wonach ein 
Unternehmen bei Anwendung der Equity-Methode auf Anteile an einer Invest-
mentgesellschaft die auf Ebene der Investmentgesellschaft angewandte Bewer-
tung zum beizulegenden Zeitwert beibehalten darf. Dieses Wahlrecht kann 
ebenfalls für jede Beteiligung einzeln ausgeübt werden.

Die Änderungen sind retrospektiv unter Berücksichtigung von IAS 8 auf 
Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2018 beginnen.
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Die Änderungen sind erstmalig anzuwenden auf Geschäftsjahre, die am oder nach dem 
1. Januar 2018 beginnen. Eine freiwillige vorzeitige Anwendung ist zulässig. Für die Erstan-
wendung sind diverse Übergangsbestimmungen zu beachten. Die Unternehmen haben 
grundsätzlich die Wahl, die Neuregelung erstmals prospektiv oder retrospektiv anzuwen-
den. Die rückwirkende Anwendung ist jedoch nur zulässig, wenn dies ohne Rückschauef-
fekte („hindsight“) möglich ist.

Änderungen an IAS 28: Langfristige Anteile an assoziierten Unternehmen und 
Gemeinschaftsunternehmen
Zeitpunkt der verpflichtenden erstmaligen Anwendung: 1. Januar 2019 
EU-Endorsement-Status: Übernahme noch nicht erfolgt
Die Änderungen an IAS 28 betreffen langfristige Anteile an einem assoziierten Unter-
nehmen oder Gemeinschaftsunternehmen, die im Wesentlichen einen Teil der Nettoin-
vestition in das assoziierte Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen darstellen, 
jedoch nicht nach der Equity-Methode bilanziert werden.

Die Änderungen stellen klar, dass IFRS 9 einschließlich dessen Wertminderungsvorschrif-
ten auf solche langfristigen Anteile vorrangig anzuwenden ist, bevor eine eventuelle 
Erfassung von Verlustanteilen, die dem Buchwert der Beteiligung entsprechen oder 
diesen übersteigen, erfolgt und bevor die Wertminderungsvorschriften in IAS 28 für die 
Nettoinvestition angewendet werden.

Die Änderungen sind retrospektiv in Übereinstimmung mit IAS 8 auf Geschäftsjahre 
anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2019 beginnen. Eine freiwillige vorzeitige 
Anwendung ist zulässig. Bei der Erstanwendung sind einige Übergangsregelungen zu 
beachten.

Änderungen an IFRS 9: Kündigungsvereinbarungen mit negativer Ausgleichsleis-
tung
Zeitpunkt der verpflichtenden erstmaligen Anwendung: 1. Januar 2019 
EU-Endorsement-Status: Übernahme noch nicht erfolgt
Zielsetzung der Änderungen an IFRS 9 ist eine Bewertung von finanziellen Vermögens-
werten mit sog. symmetrischen Kündigungsrechten zu fortgeführten Anschaffungskos-
ten bzw. erfolgsneutral zum Fair Value.

Nach dem Wortlaut von IFRS 9 in der aktuell gültigen Fassung ist die Zahlungsstrombe-
dingung nicht erfüllt, wenn der Kreditgeber im Falle einer Kündigung durch den Kredit-
nehmer eine Ausgleichszahlung leisten müsste (z.T. als Vorfälligkeitsgewinn bezeichnet). 
Durch die Änderung kann die Ausgleichszahlung auch negativ sein.

Die Erstanwendung erfolgt retrospektiv für Geschäftsjahre, die am oder nach dem 
1. Januar 2019 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig.

Darüber hinaus erfolgt zu einem anderen Thema – der Restrukturierung von finanziellen 
Verbindlichkeiten, die nicht zur Ausbuchung der finanziellen Verbindlichkeit führen – eine 
Klarstellung in den Grundlagen für Schlussfolgerungen. Die fortgeführten Anschaffungs-
kosten der finanziellen Verbindlichkeit sind an den unter der Verwendung des ursprüngli-
chen Effektivzinssatzes berechneten Barwert der geänderten Zahlungsströme unmittel-
bar erfolgswirksam anzupassen. Eine Verteilung über die Restlaufzeit scheidet somit aus.
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Jährliche Verbesserungen an den IFRS – Zyklus 2015–2017
Zeitpunkt der verpflichtenden erstmaligen Anwendung: 1. Januar 2019 
EU-Endorsement-Status: Übernahme noch nicht erfolgt
Die jährlichen Verbesserungen enthalten Änderungen an vier Standards, die in der nach-
folgenden Übersicht dargestellt sind.

Neue Interpretationen
IFRIC 22 Fremdwährungstransaktionen und Vorauszahlungen
Zeitpunkt der verpflichtenden erstmaligen Anwendung: 1. Januar 2018 
EU-Endorsement-Status: Übernahme noch nicht erfolgt
IFRIC 22 Fremdwährungstransaktionen und Vorauszahlungen enthält Anwendungs-
hinweise zur Bestimmung des Wechselkurses, wenn bei Fremdwährungstransaktionen 
Vorauszahlungen erfolgen.

Der Zeitpunkt der Transaktion zum Zweck der Bestimmung des Wechselkurses, der für 
die erstmalige Erfassung des zugehörigen Vermögenswerts, Aufwands oder Ertrags zu 
verwenden ist, ist der Zeitpunkt, an dem ein Unternehmen erstmalig einen nicht-mone-
tären Vermögenswert bzw. eine nicht-monetäre Schuld für die im Voraus geleistete bzw. 
erhaltene Gegenleistung bilanziert.

Sofern mehrere erhaltene oder geleistete Vorauszahlungen erfolgen, hat ein Unterneh-
men den Zeitpunkt der Transaktion für jede einzelne im Voraus geleistete bzw. erhaltene 
Gegenleistung zu bestimmen.

Standard Inhalt der Änderung Einzelheiten

IFRS 3 Unterneh-
menszusammen-
schlüsse Bisher gehaltene Anteile 

an einer gemeinschaftli-
chen Tätigkeit ( Joint 
Operation)

Ein Erwerber, der Beherrschung über eine einen Geschäftsbetrieb darstellende 
gemeinschaftliche Tätigkeit erlangt, ist verpflichtet, die Vorschriften in IFRS 3 
zum sukzessiven Unternehmenserwerb anzuwenden, d.h. Neubewertung 
der bereits gehaltenen Anteile zum beizulegenden Zeitwert bei Erlangung der 
Beherrschung.

IFRS 11 Gemeinsame 
Vereinbarungen

Ein Unternehmen bewertet seine zuvor gehaltenen Anteile nicht neu, wenn es 
die gemeinschaftliche Führung über eine einen Geschäftsbetrieb darstellende 
gemeinschaftliche Tätigkeit erlangt.

IAS 12 Ertragsteuern Ertragsteuerliche Konse-
quenzen von Zahlungen 
aus Finanzinstrumenten, 
die als Eigenkapital qualifi-
ziert worden sind

Klarstellung, dass die Vorschriften in Tz. 57A – vormals Tz. 52B – (Erfassung der 
Ertragsteuerauswirkung von Dividenden dort, wo auch die Geschäftsvorfälle 
und Ereignisse erfasst werden, die zu den auszuschüttenden Gewinnen führen) 
auf alle ertragsteuerlichen Auswirkungen von Dividenden anzuwenden sind und 
nicht nur auf Fälle, in denen es unterschiedliche Steuersätze für ausgeschüttete 
und nicht ausgeschüttete Gewinne gibt.

IAS 23 Fremdkapital-
kosten

Aktivierbare Fremdkapital-
kosten

Klarstellung, dass spezifisch für die Beschaffung eines qualifizierten Vermögens-
werts aufgenommene Darlehen nur dann aus der Ermittlung des Zinssatzes 
herausfallen, wenn sich der qualifizierte Vermögenswert noch nicht in seinem 
beabsichtigten gebrauchs- oder verkaufsfähigen Zustand befindet. Ist dieser 
Zustand hingegen durch geeignete Aktivitäten erreicht, sind sämtliche noch 
vorhandenen Mittel, die ursprünglich speziell für die Beschaffung des qualifi-
zierten Vermögenswerts aufgenommen worden waren, als Teil der allgemein 
aufgenommenen Mittel zu behandeln und entsprechend bei der Ermittlung des 
Zinssatzes zu berücksichtigen.
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Diese Interpretation ist erstmals verpflichtend für Geschäftsjahre anzuwenden, die 
am oder nach dem 1. Januar 2018 beginnen. Eine freiwillige vorzeitige Anwendung ist 
zulässig. Es besteht ein Wahlrecht zwischen einer vollständig retrospektiven Anwendung 
gemäß IAS 8 und einer prospektiven Anwendung auf Fremdwährungstransaktionen, die 
ab dem Inkrafttreten in den Anwendungsbereich der Interpretation fallen, oder ab dem 
Beginn einer der dargestellten Vorperioden.

IFRIC 23 Unsicherheiten bei der ertragsteuerlichen Behandlung
Zeitpunkt der verpflichtenden erstmaligen Anwendung: 1. Januar 2019 
EU-Endorsement-Status: Übernahme noch nicht erfolgt
IFRIC 23 Unsicherheiten bei der ertragsteuerlichen Behandlung legt die Bilanzierung 
laufender und latenter Steuerschulden und -ansprüche aus, bei denen Unsicherheiten 
hinsichtlich der ertragsteuerlichen Behandlung bestehen.

Solche Unsicherheiten bei der ertragsteuerlichen Behandlung entstehen, wenn die 
Anwendung des jeweiligen Steuerrechts auf eine spezifische Transaktion nicht eindeutig 
ist und daher (auch) von der Auslegung durch die Steuerbehörden abhängt, die dem 
Unternehmen bei der Aufstellung des Abschlusses jedoch noch nicht bekannt ist.

Ein Unternehmen berücksichtigt diese Unsicherheiten nur dann bei den bilanziell erfass-
ten Steuerschulden oder -ansprüchen, wenn es wahrscheinlich („probable“) ist, dass die 
entsprechenden Steuerbeträge bezahlt oder erstattet werden. Dabei ist davon auszu-
gehen, dass die Steuerbehörden ihr Recht zur Überprüfung erklärter Beträge ausüben 
werden und dabei vollständige Kenntnis aller zugehörigen Informationen besitzen.

Wenn sich die Tatsachen und Umstände, die Grundlage für die Beurteilung der Unsicher-
heit waren, geändert haben oder bei Vorliegen neuer relevanter Informationen ist die 
Beurteilung zu überprüfen und gegebenenfalls anzupassen.

Die Interpretation enthält keine über die Anforderungen von IAS 12 hinausgehenden 
zusätzlichen Angabevorschriften. Jedoch können Informationen über Ermessensent-
scheidungen und Unsicherheiten gemäß IAS 1 Darstellung des Abschlusses hinsichtlich 
der Ertragsteuerbilanzierung erforderlich sein.

Die Interpretation ist erstmalig verpflichtend anzuwenden auf Geschäftsjahre, die 
am oder nach dem 1. Januar 2019 beginnen. Eine freiwillige vorzeitige Anwendung 
ist zulässig. Die Interpretation kann vollständig retrospektiv angewendet werden 
(sofern ohne Nutzung nachträglich besserer Erkenntnis möglich) oder retrospektiv 
mit Erfassung des kumulativen Effekts aus der erstmaligen Anwendung unmittelbar 
im Eröffnungsbilanzeigenkapital (typischerweise in den Gewinnrücklagen) im Jahr der 
Erstanwendung ohne Anpassung der Vorjahresvergleichszahlen.
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